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INSERAT

Die US-Sanktionen gegen russische
Oligarchen und Firmen haben Konse-
quenzen für Sulzer. Die Grossbanken
UBS und Credit Suisse (CS) handeln
nicht mehr mit Sulzer-Aktien. Das sag-
ten mehrere Händler anderer am Bör-
senplatz Zürich tätiger Banken gegen-
über der Nachrichtenagentur AWP
und bestätigten damit entsprechende
Medienberichte. «Bereits gestern hat
die UBS den Handel gestoppt, seit
heute auch die CS», hiess es. Auch an-
dere Banken würden ähnliche Schrit-
te erwägen.

Sulzer hatte am Montag angekün-
digt, 5 Millionen eigene Aktien vom
Grossaktionär Renova zurückzukau-
fen. Nach Abschluss der Transaktion
werde Renova noch einen Anteil von
48,83 Prozent halten, nach den zu-
letzt gemeldeten 63,4 Prozent. «Wenn
das Placement abgewickelt werden
kann, dann kann sich die Situation
auch schnell wieder ändern», sagte
ein Händler.

Auf Nachfrage wollte ein Sprecher
der UBS keinen Kommentar zum Han-

del der Bank mit Sulzer-Aktien
abgeben. Auch Angaben dazu, was
passiert, wenn ein UBS-Kunde eine
Sulzer-Kauf- oder -Verkaufsorder er-
teilt, wollte er nicht machen. Er ver-
wies auf ein Statement der Bank zum
Thema Sanktionen.

Gleichzeitig wurde gestern bekannt,
dass Joe Ackermann aus dem Verwal-
tungsrat von Renova ausgetreten ist.
Das bestätigte der Ex-Chef der Deut-
schen Bank in einem Bericht von NZZ
online. Auch die anderen Verwal-
tungsräte hätten ihr Mandat zu dem
Zeitpunkt niedergelegt, an dem die
USA Sanktionen gegen Vekselberg
ausgesprochen haben.

Die Sulzer-Aktien gaben gestern
nochmals über 6 Prozent nach, nach-
dem sie bereits am Montag um 16 Pro-
zent einbrachen. Mit ein Grund für
den Kursrückgang dürfte auch der
Umstand sein, dass die Konten von
Sulzer in den USA eingefroren worden
seien. Die Einschränkungen gingen
von den Banken aus (siehe «Nord-
westschweiz» von gestern). (SDA)

UBS und CS stoppen
Handel mit Sulzer-Titel
Sanktionen Aktien des Industriekonzerns sinken weiter

Die Krawatte war dunkel statt himmel-
blau, aber das Auftreten von Facebook-
Konzernchef Mark Zuckerberg wirkte
auch am zweiten Tag seines Auftrittes im
nationalen Parlament einstudiert und
steif. Wiederholte Male verwies der 33-
Jährige gestern auf «interne Abklärun-
gen», die nach dem Skandal um den
Missbrauch von 87 Millionen Nutzerda-
ten – die von der umstrittenen britisch-
amerikanischen Politberatungsfirma
Cambridge Analytica abgezweigt wurden
– angestellt würden. Dieses Audit sei
noch im Gange, sagte Zuckerberg. Und
wenn eine Frage zu komplex war, dann
sagte der jungenhafte Multimilliardär vor
den Mitgliedern des Handelsausschusses
des Repräsentantenhauses: «Mein Team
wird sich bei Ihnen melden.» Und natür-
lich nannte er Facebook einmal mehr ein
«idealistisches» und «optimistisches» Un-
ternehmen, als ob es sich bei der Inter-
net-Plattform nicht um eine Firma han-
delt, die pro Quartal mehr als 4 Milliar-
den Dollar Gewinn erzielt.

Einige Parlamentarier schienen sich
an diesen ausweichenden Antworten
nicht zu stören. Sie sprachen vielmehr
über die Erfolgsgeschichte von Face-
book und darüber, wie die Internet-
Plattform es älteren Mitbürgern ermög-
liche, im Kontakt mit Verwandten zu
bleiben. So sprach der Republikaner

John Shimkus über seinen 88-jährigen
Vater und seine Mutter, die vorige Wo-
che einen iPad bekommen habe – weil
sie angeblich nicht mit einer Tastatur
umgehen könne.

Andere Parlamentarier zeigten sich
frustriert darüber, dass Zuckerberg sich
nicht mit dem eigentlichen Knackpunkt
in der Debatte um Facebook beschäfti-
gen wolle – mit dem Datenschutz. So

sagte der Facebook-Chef mehrmals, es
stimme schlicht und einfach nicht, dass
Facebook Nutzerdaten gewinnbringend
verkaufe. Dies stiess der Demokratin
Doris Matsui sauer auf, und sie stellte
klar: «Wir besitzen vielleicht unsere ei-
genen Daten, aber wir verlieren die
Kontrolle darüber, weil Facebook sie für
Werbezwecke nutzt.» Zuckerberg erwi-
derte: «Ja, wir verkaufen Werbung. Das

ist unser Geschäftsmodell.» Und diese
Werbung sei auf die Nutzer zugeschnit-
ten, weil das breite Publikum kundgetan
habe, dass es nur etwas Schlimmeres
gebe als «relevante» virtuelle Inserate:
«irrelevante Inserate».

Ähnlich wie am Dienstag im Senat er-
wies sich einmal mehr das Format der
Anhörung hinderlich. Weil der Han-
delsausschuss des Repräsentantenhau-

ses 55 Mitglieder zählt, hatten die ein-
zelnen Parlamentarier jeweils bloss 4
Minuten Zeit, um Zuckerberg Fragen zu
stellen. Dies führte zu einem zähen Hin
und Her zwischen Republikanern und
Demokraten, und leider besassen die
Parlamentarier nicht die Disziplin und
das Fachwissen, um Zuckerberg richtig
in die Mangel zu nehmen. So wurde
der Konzernchef darüber ausgefragt,
ob Facebook eine Medienfirma sei (Zu-
ckerberg: «Nein, wir sind ein Technolo-
gieunternehmen»), ob die Plattform
konservative Meinungsäusserungen fair
behandle («Ja») und ob Facebook här-
ter gegen illegale Medikamenten-Händ-
ler vorgehen müsse, die auf der Inter-
netseite operieren («Ja, klar»).

Privatsphäre besser schützen
Unter dem Strich bleibt das Fazit,

dass der Senat und das Repräsentan-
tenhaus bereit sind, der Technologie-
industrie genauer auf die Finger zu
schauen. Künftig müsse Facebook die
Privatsphäre der zwei Milliarden Nut-
zer besser schützen, lautete der Tenor
der Parlamentarier – auch wenn noch
längst nicht klar ist, wie diese Absicht
umgesetzt werden soll. Zuckerberg
räumte ein, dies sei wohl «unvermeid-
lich». Er sagte aber auch, dass das Par-
lament «sorgfältig» vorgehen müsse,
auch aus Rücksicht auf kleinere Mitbe-
werber von Facebook.

Zuckerberg kommt ungeschoren davon
Repräsentantenhaus Der Facebook-Chef hat sich gestern den nicht sehr kritischen Fragen der Abgeordneten gestellt

VON RENZO RUF, WASHINGTON

Facebook-Chef Mark Zuckerberg musste gestern im Repräsentantenhaus antraben. MICHAEL REYNOLDS/KEYSTONE

Ringier und Swisscom wollen die An-
teile der SRG an der Werbeallianz Ad-
meira übernehmen. Branchenvertre-
ter kritisieren die SRG-Beteiligung seit
dem Start der gemeinsamen Werbe-
plattform. Interessiert ist auch Tame-
dia – doch Ringier lehnt ab. Die Ver-
handlungen zwischen Ringier, Swiss-
com und SRG seien im Gang, teilte
Ringier im Rahmen der Bilanzmedien-
konferenz in Zürich mit. Die SRG hält
derzeit 33,3 Prozent. Von einer allfälli-
gen Übernahme der SRG-Anteile nicht
betroffen ist die Vermarktung der
Werbezeiten der SRG SSR über die Al-
lianz.

Die SRG bestätigte gestern Aussagen
von Ringier-Konzernchef Marc
Walder, dass sie offen sei, ihre Admei-
ra-Anteile zu verkaufen. Sie wolle die
mögliche Aufnahme neuer Aktionari-
atspartner unterstützen – im Interesse
von Admeira und des Medienplatzes
Schweiz. Zur Zeit fänden Gespräche
statt, alles sei offen.

Die SRG-Beteiligung an Admeira
war seit Beginn des Joint Ventures im
April 2016 in der Branche umstritten.
Mit der Allianz wollen Ringier, Swiss-
com und die SRG besser bestehen ge-
gen ausländische Online-Riesen wie
Google, Facebook und Youtube. (SDA)

Ringier will SRG-Anteil
an Admeira kaufen
Werbeallianz Auch die Swisscom bekundet Interesse
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